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Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Hildesheim vom
24.Â November 2021 aufgehoben und die Klage abgewiesen.

Kosten sind in beiden RechtszÃ¼gen nicht zu erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.
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Â 

Â 

Tatbestand

Zwischen den Beteiligten ist im Rahmen eines Ã�berprÃ¼fungsverfahrens der
Anspruch auf Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben (LTA) in Form eines
GrÃ¼ndungszuschusses zur Aufnahme einer selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit als
Hausmeister (Allrounder) streitig.

Â 

Der am 22.Â Juni 1987 geborene KlÃ¤ger hat eine im Jahr 2004 begonnene
BÃ¤ckerlehre 2005 wieder abgebrochen und von August 2005 bis Juli 2007
erfolgreich eine Ausbildung zum Maurer abgeschlossen (PrÃ¼fungszeugnis der
GesellenprÃ¼fung vom 27.Â Juli 2007, Bl.Â 20Â VV). AnschlieÃ�end war der KlÃ¤ger
im erlernten Beruf als Maurer versicherungspflichtig tÃ¤tig, zuletzt beim
BaugeschÃ¤ft K. in L. bis April 2014 (Bl.Â 7Â VV).

Â 

Im September 2013 zog sich der KlÃ¤ger eine rechtsseitige Klavikularfraktur
(SchlÃ¼sselbeinbruch) zu und war seither arbeitsunfÃ¤hig. Vom 19.Â Juni bis zum
16.Â Juli 2014 absolvierte der KlÃ¤ger zu Lasten der Beklagten eine ganztÃ¤gig
ambulante RehabilitationsmaÃ�nahme im M. Rehazentrum, Abteilung
OrthopÃ¤die/Traumatologie. Die dortigen KlinikÃ¤rzte gelangten im
Rehabilitationsentlassungsbericht vom 6.Â August 2014 (Gutachtenheft der
Beklagten) ausgehend von den Diagnosen: Klavikularfraktur rechts 09/13 mit
Schmerzchronifizierung bei Fehlstellung zu der EinschÃ¤tzung, dass der KlÃ¤ger
seine letzte berufliche TÃ¤tigkeit als Maurer nur noch drei bis sechs Stunden
ausÃ¼ben kÃ¶nne. FÃ¼r leichte bis mittelschwere TÃ¤tigkeiten auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt unter Vermeidung von Zwangshaltungen, wie Arbeiten
mit Armhalte oberhalb der Horizontale, Arbeiten mit hÃ¤ufigem und
lÃ¤ngerfristigem Kraftfluss Ã¼ber die Arme (Haltearbeiten), Ã¼berdurchschnittlich
hÃ¤ufiges Bewegen von mittelschweren Lasten ohne geeignete technische
Hilfsmittel oder Hilfspersonen und regelmÃ¤Ã�ige ErschÃ¼tterungs- und
Vibrationsbelastungen der oberen ExtremitÃ¤ten bestehe noch ein sechs Stunden
und mehr umfassendes LeistungsvermÃ¶gen. Vom 29.Â Oktober 2014 bis zum
27.Â Oktober 2015 bezog der KlÃ¤ger ArbeitslosengeldÂ I von der Agentur fÃ¼r
Arbeit Braunschweig N. (vgl. Ã�nderungsbescheid vom 12. Januar 2015, Blatt 21
Bl.Â 7, 21Â VV, Entgeltbescheinigung vom 26. Oktober 2015, Bl. 197 GA II).

Â 

Am 9.Â Januar 2015 beantragte der KlÃ¤ger bei der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben. Diesen Antrag leitete die Agentur fÃ¼r
Arbeit E. mit Schreiben vom 13.Â Januar 2015 an die Beklagte weiter (Eingang
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19.Â Januar 2015). Daraufhin bewilligte die Beklagte dem KlÃ¤ger mit Bescheid vom
22.Â Januar 2015 (nach Bl.Â 72Â VV=Bl. 168 GA I) Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben dem Grunde nach. Zum GesprÃ¤ch Ã¼ber die Erstberatung mit der
Beklagten am 11.Â Februar 2015 hielt die Beklagte in einem Vermerk (Bl.Â 13Â VV)
fest: â��Versicherter erscheint mit LebensgefÃ¤hrtin zur Beratung. Er kommt mit
der klaren Vorstellung zur Beratung, sich mit einem Hausmeisterservice
selbststÃ¤ndig zu machen. [â�¦] Alternativen stand der Versicherte derzeit nicht
offen gegenÃ¼ber. Dementsprechend bleiben die weiteren Entwicklungen
abzuwarten.â�� Am 12.Â MÃ¤rz 2015 beantragte der KlÃ¤ger die GewÃ¤hrung
eines GrÃ¼ndungszuschusses fÃ¼r eine selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit mit einem
erweiterten Hausmeisterservice bei der Beklagten und reichte u.a. eine
Gewerbeanmeldung vom 9.Â MÃ¤rz 2015 ein mit den angemeldeten TÃ¤tigkeiten:
Hausmeisterservice, Garten- und Landschaftsbau, Tiefbauarbeiten, Fliesen-, Platten-
und Mosaikleger, Estrichleger, Parkett- und Laminatleger, Fuger (Hochbau),
Betonbohrer/Schneider, Einbau von genormten Baufertigkeiten, Kurierfahrten,
Lieferservice (Bl.Â 19Â VV). Am 29.Â Juni 2015 erfolgte eine Gewerbeummeldung
und zusÃ¤tzlich neu ausgeÃ¼bt wurde der Direktvertrieb von Kerzen (Bl.Â 33Â VA,
Gewerbeummeldung vom 29.Â Juni 2015). Am 8.Â September 2015 erfolgte eine
Folgeberatung bei der Beklagten, in der der KlÃ¤ger u.a. mitteilte, dass er
zwischenzeitlich Zweifel an seiner SelbstÃ¤ndigkeit habe, da er nicht so viele
ArbeitsauftrÃ¤ge habe akquirieren kÃ¶nnen, wie zunÃ¤chst gedacht (vgl. Bl.Â 26
VV).

Â 

Die von der Beklagten mit Schreiben vom 4.Â Mai 2015 angeforderte
Stellungnahme einer fachkundigen Stelle Ã¼ber die TragfÃ¤higkeit der
ExistenzgrÃ¼ndung reichte der KlÃ¤ger im Januar 2016 bei der Beklagten ein (vgl.
Bl.Â 27/31 VV). Ausweislich der vom KlÃ¤ger mit Schriftsatz vom 30.Â Januar 2023
vorgelegten Rechnung der Firma O. vom 13. Januar 2016 (Blatt 351 GA II) fand die
entsprechende betriebswirtschaftliche Beratung am 13. Januar 2016 statt. Zugleich
bat der KlÃ¤ger zusÃ¤tzlich um Ã�berprÃ¼fung, ob im Rahmen von LTA-Leistungen
auch die dringend notwendige Anschaffung eines Firmenfahrzeugs zum Transport
von Material und erforderlichen Maschinen genehmigt werden kÃ¶nne und legte
Angebote aus ebay-Kleinanzeigen vom 9.Â Januar 2016 Ã¼ber einen
GelÃ¤ndewagen der Firma Dodge (Bl.Â 35Â â��Â 38 VV) sowie eines AnhÃ¤ngers
(Bl.Â 39Â â��Â 40 VV) vor. 

Â 

Mit Bescheid vom 27.Â Januar 2016 in der Fassung des Widerspruchsbescheides
vom 17.Â MÃ¤rzÂ 2016 lehnte die Beklagte den Antrag des KlÃ¤gers vom
12.Â MÃ¤rz 2015 auf einen GrÃ¼ndungszuschuss als Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben ab. Die vom KlÃ¤ger angestrebte selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit mit deutlich
erweitertem Hausmeisterservice sei in gesundheitlicher Hinsicht nicht geeignet,
vom KlÃ¤ger dauerhaft ausgeÃ¼bt zu werden und ihm dadurch eine tragfÃ¤hige
Existenz zu sichern. Die vom KlÃ¤ger geplante selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit, wie sie aus
der Gewerbeanmeldung hervorgehe, gehe weit Ã¼ber einen einfachen
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Hausmeisterservice hinaus und bei den aufgefÃ¼hrten Arbeiten handele es sich um
mittelschwere bis zeitweise sogar schwere TÃ¤tigkeiten, die insbesondere im
Bereich der Arme eine deutliche Ã�berbelastung darstellten. Diese angestrebte
TÃ¤tigkeit sei mit dem beim KlÃ¤ger verbliebenen LeistungsvermÃ¶gen nicht zu
vereinbaren und werde nicht als leidensgerecht angesehen. Die FÃ¶rderung zur
Eingliederung in das Erwerbsleben diene nicht dazu, ohne die genannten
Erfordernisse eine berufliche Neuorientierung zu ermÃ¶glichen. Daher kÃ¶nne die
Neigung des KlÃ¤gers fÃ¼r die angestrebte selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit fÃ¼r sich
allein keinen KostenÃ¼bernahmeanspruch fÃ¼r einen GrÃ¼ndungszuschuss
begrÃ¼nden. Gegen den am 18.Â MÃ¤rz 2016 abgesandten Widerspruchsbescheid
vom 17.Â MÃ¤rz 2016 erhob der KlÃ¤ger mit am 21.Â April 2016 bei der Beklagten
eingegangenem Schreiben vom 19.Â April 2016 â��Widerspruchâ�� und reichte ein
Attest seines Hausarztes Dr.Â  P. vom 11.Â April 2016 ein, der eine
komplikationslose Abheilung der SchlÃ¼sselbeinfraktur rechts und die schmerzfreie
FunktionsfÃ¤higkeit der rechten Schulter ohne grÃ¶Ã�ere
BewegungseinschrÃ¤nkung attestierte. Zudem Ã¼bersandte der KlÃ¤ger einen Bau-
Subunternehmervertrag zwischen der Firma Q., Hausmeisterservice als
Generalunternehmer und der Firma R., Hausmeisterservice, Subunternehmer
(Bl.Â 51Â â��Â 57 VV). Zudem teilte der KlÃ¤ger mit, dass er seine
Gewerbeanmeldung eingeschrÃ¤nkt auf einen allgemeinen Hausmeisterdienst
habe, in der BerÃ¼cksichtigung finde, dass mittlere bis schwere TÃ¤tigkeiten
Ã¼ber Kopf von Herrn R. in seinem Namen ausgefÃ¼hrt werden. Auf Nachfrage der
Beklagten mit Schreiben vom 22.Â April 2016, ob das Schreiben des KlÃ¤gers vom
21.Â AprilÂ 2016 als Klage angesehen werden solle und an das Sozialgericht
Hildesheim weitergeleitet werden solle, teilte der KlÃ¤ger mit Schreiben vom
3.Â Mai 2016 (Eingang bei der Beklagten am 9.Â Mai 2016) mit, dass sein Schreiben
als Ã�berprÃ¼fungsantrag zu verstehen sei. Diesen Ã�berprÃ¼fungsantrag lehnte
die Beklagte mit Bescheid vom 24.Â Mai 2016 ab. Im Rahmen des hiergegen mit
Schreiben vom 20.Â Juli 2016 erhobenen Widerspruchs machte der KlÃ¤ger u.a.
geltend, dass sich sein gesundheitlicher Zustand bezÃ¼glich seiner
EinschrÃ¤nkungen seit der letzten Begutachtung verbessert habe und nach
Ã¤rztlicher Sicht das Trauma von September 2013 komplikationslos abgeheilt sei
und dass aufgrund dessen keine EinschrÃ¤nkung der kÃ¶rperlichen Belastbarkeit
als Maurer oder Handwerker fÃ¼r ihn mehr vorliege. Daraufhin hob die Beklagte
nach AnhÃ¶rung des KlÃ¤gers mit Schreiben vom 3.Â August 2016 den Bescheid
Ã¼ber die grundsÃ¤tzliche Bewilligung von Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben vom 22.Â Januar 2015 mit Bescheid vom 24.Â August 2016 gemÃ¤Ã� 
Â§Â 48 SGBÂ X auf (Bl.Â 79 VV), da der KlÃ¤ger fÃ¼r seinen frÃ¼heren Beruf als
Maurer wieder uneingeschrÃ¤nkt belastbar sei und damit eine wesentliche
Ã�nderung in den VerhÃ¤ltnissen eingetreten sei. Mit Widerspruchsbescheid vom
22.Â Februar 2017 (Bl.Â 94 VV) wies die Beklagte den hiergegen mit Schreiben vom
1.Â September 2016 erhobenen Widerspruch zurÃ¼ck. Die hiergegen am
20.Â MÃ¤rz 2017 vor dem Sozialgericht Hildesheim erhobene Klage (SÂ 28 R
131/17) nahm der KlÃ¤ger in der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 15.Â November
2017 zurÃ¼ck, nachdem der SachverstÃ¤ndige Dr.Â  S. in seinem orthopÃ¤dischen
Gutachten vom 19.Â Juni 2017 festgestellt hatte, dass aus der in leichter
Fehlstellung verheilten SchlÃ¼sselbeinfraktur keine EinschrÃ¤nkung des
LeistungsvermÃ¶gens resultiere und der KlÃ¤ger in der Lage sei, kÃ¶rperlich
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schwere Arbeiten arbeitstÃ¤glich vollschichtig (d. h. acht Stunden) zu verrichten
sowie die TÃ¤tigkeit eines Maurers uneingeschrÃ¤nkt mÃ¶glich sei.

Â 

Den Widerspruch gegen den Ablehnungsbescheid vom 24.Â Mai 2016 wies die
Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 22.Â November 2017 zurÃ¼ck. Mit
RÃ¼cknahme der Klage wÃ¤hrend der mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem
Sozialgericht Hildesheim habe der Bescheid vom 22.Â JanuarÂ 2015 Ã¼ber die
grundsÃ¤tzliche Bewilligung von Leistungen zur Teilhabe seine Erledigung
gefunden, d.h. es bestehe kein Anspruch mehr auf Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben. Damit sei auch die gesetzliche Grundlage fÃ¼r die GewÃ¤hrung eines
GrÃ¼ndungszuschusses entfallen.

Â 

Die hiergegen am 30.Â November 2017 vor dem Sozialgericht Hildesheim erhobene
Klage begrÃ¼ndete der KlÃ¤ger im Wesentlichen damit, dass er die Aufnahme der
selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit umsichtig geplant und diese im Vertrauen auf die
GewÃ¤hrung eines GrÃ¼ndungszuschusses aufgenommen habe. Durch die
BegrÃ¼ndung der Beklagten, dass der KlÃ¤ger fÃ¼r die selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit
nicht geeignet sei, habe sich das Verfahren verzÃ¶gert und die Heilung sei
eingetreten, wodurch die RÃ¼cknahme des Bescheides vom 22.Â Januar 2015 fÃ¼r
die Beklagte mÃ¶glich geworden sei. 

Â 

Mit Urteil vom 24.Â November 2021 hob das Sozialgericht Hildesheim den Bescheid
vom 24.Â MaiÂ 2016 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 22.Â November
2017 unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 27.Â Januar 2016 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 17.Â MÃ¤rz 2016 auf und verurteilte die Beklagte,
dem KlÃ¤ger vom 27.Â Oktober 2015 bis 24.Â August 2016 Leistungen zur Teilhabe
am Arbeitsleben in Form eines GrÃ¼ndungszuschusses in gesetzlicher HÃ¶he zu
gewÃ¤hren. Dem KlÃ¤ger sei in den BeratungsgesprÃ¤chen mit der Beklagten nicht
deutlich gemacht worden, dass dieser auch mit der Ablehnung des Antrags auf
GrÃ¼ndungszuschuss rechnen mÃ¼sse. Die Tatbestandsvoraussetzungen fÃ¼r
einen GrÃ¼ndungszuschuss seien gegeben und vorliegend von einer
Ermessensreduktion auf Null auszugehen. Dies habe zur Folge, dass
ausnahmsweise aus einer Ermessensentscheidung eine gebundene Entscheidung
werde, und dem KlÃ¤ger hier ein Leistungsanspruch gegen die Beklagte auf
Bewilligung eines GrÃ¼ndungszuschusses im Zeitraum vom 28. Oktober 2015
(Ende des Bezugs von Arbeitslosengeld I) bis 24. August 2016 (Aufhebung des
Bescheids vom 22. Januar 2015) zustehe.

Â 

Gegen das der Beklagten am 14. Januar 2022 zugestellte Urteil hat diese am 10.
Februar 2022 Berufung eingelegt. Bei Erlass des Bescheides vom 27. Januar 2016
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und des Widerspruchsbescheides vom 17. MÃ¤rz 2016 habe die Beklagte auf der
Grundlage der vorliegenden medizinischen Befunde davon ausgehen dÃ¼rfen, dass
die angestrebte TÃ¤tigkeit in gesundheitlicher Hinsicht fÃ¼r den KlÃ¤ger nicht
geeignet sei, von ihm dauerhaft ausgeÃ¼bt zu werden und ihm dadurch eine
tragfÃ¤hige Existenz zu sichern. SpÃ¤ter eingetretene Verbesserungen des
Gesundheitszustandes des KlÃ¤gers mÃ¼ssten bei dieser Beurteilung auÃ�er
Betracht bleiben. DarÃ¼ber hinaus habe zum Zeitpunkt des Erlasses des
Bescheides vom 27. Januar 2016 und des Widerspruchsbescheides vom 17. MÃ¤rz
2016 auch keine Ermessensreduzierung auf Null vorgelegen. Die Beklagte habe
dem KlÃ¤ger zu diesem Zeitpunkt die GewÃ¤hrung eines GrÃ¼ndungszuschusses
weder zugesichert noch hinreichend konkret in Aussicht gestellt. 

Â 

Die Beklagte beantragt,

Â 

das Urteil des Sozialgerichts Hildesheim vom 24. November 2021 aufzuheben und
die Klage abzuweisen.

Â 

Der KlÃ¤ger beantragt,

Â 

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Er hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung des Sozialgerichts Hildesheim fÃ¼r
rechtmÃ¤Ã�ig.

Â 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Gerichtsakte, der Gerichtsakten S 28 R 131/17 und S 14 R 4012/16 ER sowie auf
den Inhalt der von der Beklagten beigezogenen VerwaltungsvorgÃ¤nge verwiesen.

Â 

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 
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Die zulÃ¤ssige Berufung der Beklagten ist begrÃ¼ndet, sodass das Urteil des
Sozialgerichts Hildesheim vom 24. November 2021 aufzuheben und die Klage
abzuweisen ist. Dem KlÃ¤ger steht ein Anspruch gegen die Beklagte auf
GewÃ¤hrung eines GrÃ¼ndungszuschusses nicht zu. Der ablehnende
Ã�berprÃ¼fungsbescheid vom 24. Mai 2016 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 22. November 2017 ist rechtmÃ¤Ã�ig und beschwert
den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten nach Â§Â 54 Abs.Â 2 SGG.

Â 

Nach Â§Â 44 Abs.Â 1 SatzÂ 1 des Zehnten Buches â�� Sozialgesetzbuch (SGB X) ist,
soweit sich im Einzelfall ergibt, dass bei Erlass eines Verwaltungsaktes das Recht
unrichtig angewandt oder von einem Sachverhalt ausgegangen worden ist, der sich
als unrichtig erweist, und soweit deshalb Sozialleistungen zu Unrecht nicht erbracht
worden sind, der Verwaltungsakt, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, mit
Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit zurÃ¼ckzunehmen.

Diese Voraussetzungen liegen nicht vor. MaÃ�geblicher Zeitpunkt fÃ¼r die
Beurteilung eines solchen Anspruchs ist der Zeitpunkt des Erlasses des zu
Ã¼berprÃ¼fenden Bescheides â�� hier der Bescheid vom 27. Januar 2016 in der
Fassung des Widerspruchsbescheides vom 17.Â MÃ¤rzÂ 2016.

Der KlÃ¤ger hatte zu diesem Zeitpunkt keinen Anspruch auf Leistungen zur Teilhabe
am Arbeitsleben in Form der GewÃ¤hrung eines GrÃ¼ndungszuschusses nach 
Â§Â§Â 9, 10, 11, 12, 16 SGB VI (in der Fassung durch Bekanntmachung der
Neufassung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch vom 19. Februar 2002, BGBl I
754) iVm Â§Â 33 Abs.Â 3 Nr.Â 5 SGB IX (in der bis zum 31.Â Dezember 2017
geltenden Fassung durch Gesetz zur Verbesserung der Eingliederungschancen am
Arbeitsmarkt vom 20. Dezember 2011, BGBl I 2854) iVm Â§Â 93 Sozialgesetzbuch
Drittes Buch (SGB III) in entsprechender Anwendung. Die ZustÃ¤ndigkeit der
Beklagten hierfÃ¼r folgt â�� nach Weiterleitung des Antrags durch die
Bundesagentur fÃ¼r Arbeit â�� aus Â§Â 14 Abs. 2 SGB IX (in der Fassung des
Gesetzes zur FÃ¶rderung der Ausbildung und BeschÃ¤ftigung schwerbehinderter
Menschen vom 23. April 2004, BGBl I 606).

GemÃ¤Ã� Â§Â 9 Abs. 2 SGB VI kÃ¶nnen Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
erbracht werden, wenn die persÃ¶nlichen und versicherungsrechtlichen
Voraussetzungen dafÃ¼r gegeben sind. Dabei unterliegt die Entscheidung Ã¼ber
die Voraussetzungen, das â��obâ�� der Leistung, der uneingeschrÃ¤nkten
gerichtlichen Kontrolle, wÃ¤hrend das â��wieâ�� der Leistung im pflichtgemÃ¤Ã�en
Ermessen der Beklagten steht (stRspr, vgl. nur BSG, Urteil vom 12. MÃ¤rz
2019Â â�� B 13 R 27/17 RÂ â��, SozR 4-2600 Â§Â 10 Nr 4, Rn. 12).

Nach Â§Â 33 Abs.Â 1 SGB IX a.F. werden die erforderlichen Leistungen zur Teilhabe
am Arbeitsleben erbracht, um die ErwerbsfÃ¤higkeit Behinderter oder von
Behinderung bedrohter Menschen entsprechend ihrer LeistungsfÃ¤higkeit zu
erhalten, zu verbessern, herzustellen und wiederherzustellen und ihre Teilnahme
am Arbeitsleben mÃ¶glichst auf Dauer zu sichern. Nach Â§Â 33 Abs.Â 3 Nr.Â 5 SGB
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IX a.F. umfassen die Leistungen insbesondere einen GrÃ¼ndungszuschuss
entsprechend Â§Â 93 SGB III durch die RehabilitationstrÃ¤ger nach Â§Â 6 Abs.Â 1
Nr.Â 2 bis 5.

Nach Â§Â 93 Abs.Â 1 SGB III kÃ¶nnen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die
durch Aufnahme einer selbststÃ¤ndigen, hauptberuflichen TÃ¤tigkeit die
Arbeitslosigkeit beenden, zur Sicherung des Lebensunterhaltes und zur sozialen
Sicherung in der Zeit nach der ExistenzgrÃ¼ndung einen GrÃ¼ndungszuschuss
erhalten. Ein GrÃ¼ndungszuschuss â��kannâ�� nach Â§Â 93 Abs.Â 2 SatzÂ 1 SGB
III geleistet werden, wenn die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer

1. bis zur Aufnahme der selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit einen Anspruch auf
Arbeitslosengeld hat, dessen Dauer bei Aufnahme der selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit
noch mindestens 150 Tage betrÃ¤gt und nicht allein auf Â§Â 147 Abs.Â 3 beruht,

2. der Agentur fÃ¼r Arbeit die TragfÃ¤higkeit der ExistenzgrÃ¼ndung nachweist
und

3. ihre oder seine Kenntnisse und FÃ¤higkeiten zur AusÃ¼bung der selbstÃ¤ndigen
TÃ¤tigkeit darlegt.

Abgesehen davon, dass vorliegend fÃ¼r eine Ermessensreduzierung auf Null kein
Raum ist, lagen bereits die tatbestandlichen Voraussetzungen im maÃ�geblichen
Zeitpunkt nicht vor. Dem KlÃ¤ger sind auch keine Zusicherungen bezÃ¼glich der
begehrten ExistenzgrÃ¼ndungsleistungen erteilt worden; noch weniger hat es
Zusicherungen in der nach Â§ 34 SGB X erforderlichen schriftlichen Form gegeben.

Die erlÃ¤uterten gesetzlichen Vorgaben fÃ¼r den begehrten
ExistenzgrÃ¼ndungszuschuss lagen nicht vor. Es lÃ¤sst sich schon nichts dafÃ¼r
objektivieren, dass die angestrebte ExistenzgrÃ¼ndung und damit auch der dafÃ¼r
begehrte Zuschuss seinerzeit Ã¼berhaupt erforderlich waren, um eine
gesundheitlich beeintrÃ¤chtigte LeistungsfÃ¤higkeit auszugleichen und damit dem
KlÃ¤ger seinerzeit eine Teilnahme am Arbeitsleben mÃ¶glichst auf Dauer zu
sichern. Ungeachtet aller diesbezÃ¼glich zu konstatierenden inneren
Ungereimtheiten im eigenen Vortrag des KlÃ¤gers zur Dauer und zum AusmaÃ�
gesundheitlicher BeeintrÃ¤chtigungen, ist im Ergebnis jedenfalls Folgendes
festzuhalten: Soweit der KlÃ¤ger im begehrten FÃ¶rderungszeitraum noch durch
gesundheitliche BeeintrÃ¤chtigungen an einer AusÃ¼bung des zuvor ausgeÃ¼bten
Berufes eines Maurers gehindert gewesen sein sollte, beeintrÃ¤chtigten ihn diese
zugleich in vergleichbarer Weise auch an der AusÃ¼bung der im Rahmen des
ExistenzgrÃ¼ndungsvorhabens angestrebten beruflichen TÃ¤tigkeit. Diese war mit
vergleichbaren kÃ¶rperlichen Belastungen verbunden. Insbesondere strebte der
KlÃ¤ger nach eigenen Angaben keine HausmeistertÃ¤tigkeit im Ã¼blichen Sinne an,
vielmehr wollte er im Rahmen der ExistenzgrÃ¼ndung unter Einbringung
insbesondere auch seiner beruflichen Vorerfahrungen maÃ�geblich Bauleistungen
erbringen (vgl. nur beispielsweise die vorgelegte Rechnung vom 23. September
2015 Ã¼ber die DurchfÃ¼hrung umfÃ¤nglicher Leistungen im Betonbau). Unter der
erlÃ¤uterten Annahme war die ExistenzgrÃ¼ndung schon nicht geeignet, die
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eingeschrÃ¤nkte berufliche LeistungsfÃ¤higkeit auszugleichen. 

Â 

Sollte der KlÃ¤ger hingegen seinerzeit gesundheitlich nicht mehr an der Erbringung
von Bauarbeiten gehindert gewesen sein, dann bestand Ã¼berhaupt kein Anlass
mehr, ihm noch berufsfÃ¶rdernde MaÃ�nahmen durch den beklagten
RentenversicherungstrÃ¤ger zu erbringen, mithin fehlte dann schon in diesem
Ausgangspunkt die erforderliche Grundlage fÃ¼r die GewÃ¤hrung eines
ExistenzgrÃ¼ndungszuschusses, da dann nicht erkennbar gewesen wÃ¤re, dass
aufgrund der GewÃ¤hrung des begehrten GrÃ¼ndungszuschusses im Sinne von Â§
10 Abs. 1 Nr. 2 SGB VI eine Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit abgewendet oder eine
geminderte ErwerbsfÃ¤higkeit dadurch wesentlich gebessert oder wiederhergestellt
oder hierdurch deren wesentliche Verschlechterung abgewendet werden konnte. 

Â 

Im erstinstanzlich zuerkannten FÃ¶rderzeitraum vom 28. Oktober 2015 bis 24.
August 2016 war spÃ¤testens mit Vorlage des Attestes seines Hausarztes Dr.Â  P.
vom 11.Â April 2016, der eine komplikationslose Abheilung der
SchlÃ¼sselbeinfraktur rechts und die schmerzfreie FunktionsfÃ¤higkeit der rechten
Schulter ohne grÃ¶Ã�ere BewegungseinschrÃ¤nkung attestierte, im Ergebnis
jedenfalls keine Notwendigkeit mehr erkennbar, durch die ExistenzgrÃ¼ndung die
ErwerbsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers zu erhalten, zu verbessern, herzustellen oder
wiederherzustellen und seine Teilhabe am Arbeitsleben mÃ¶glichst auf Dauer zu
sichern (vgl. Â§ 33 Abs. 1 SGB IX a.F.). Auch der KlÃ¤ger selbst hob in der
WiderspruchsbegrÃ¼ndung vom 20. Juli 2016 hervor, dass sich sein
gesundheitlicher Zustand seit der letzten Begutachtung verbessert und nach
Ã¤rztlicher Sicht das Trauma von September 2013 komplikationslose abgeheilt war,
sodass aufgrund dessen keine EinschrÃ¤nkung der kÃ¶rperlichen Belastbarkeit als
Maurer oder Handwerker fÃ¼r ihn mehr vorlag. Soweit im Ã�brigen fÃ¼r den
Zeitraum von Oktober 2015 bis April 2016 noch entsprechende gesundheitliche
EinschrÃ¤nkungen bei dem KlÃ¤ger vorgelegen haben (kÃ¶nnten), hat die Beklagte
zu Recht darauf hingewiesen, dass die angestrebte selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit des
KlÃ¤gers insoweit mit dem bei ihm verbliebenen LeistungsvermÃ¶gen nicht zu
vereinbaren und nicht leidensgerecht wÃ¤re. 

Â 

Der KlÃ¤ger bezog zudem bis zur AusschÃ¶pfung seines Anspruchs am 27. Oktober
2015 von der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit Arbeitslosengeld I, ohne dass ein
Restanspruch von mindestens 150 Tagen verblieben wÃ¤re, vgl. Â§ 93 Abs. 2 Nr. 1
SGB III. Dabei vermochte der KlÃ¤ger allerdings auch auf Nachfrage des Senates
keine ernsthaften und nachhaltigen EigenbemÃ¼hungen zur Erlangung eines
Arbeitsplatzes aufzuzeigen. Nachdem der KlÃ¤ger diesbezÃ¼glich zunÃ¤chst im
Schriftsatz vom 30. Januar 2023 noch vorgetragen hatte, ihm sei von Seiten der
Bundesagentur fÃ¼r Arbeit seinerzeit mitgeteilt, dass diese fÃ¼r ihn â��nicht mehr
zustÃ¤ndig sei, da er nicht vermittelbar wÃ¤reâ��, musste er ohnehin in der
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mÃ¼ndlichen Verhandlung einrÃ¤umen, dass sich die Bundesagentur durchaus
bemÃ¼ht habe, ihn in eine neue BeschÃ¤ftigung zu vermitteln. Konkrete mehr als
nur ganz vereinzelte EigenbemÃ¼hungen vermochte er allerdings nicht
aufzuzeigen. 

Des Weiteren hat der KlÃ¤ger auch nicht den gesetzlich geforderten Nachweis fÃ¼r
die TragfÃ¤higkeit der ExistenzgrÃ¼ndung erbracht. Die PrÃ¼fung dieser
Voraussetzung ist gerichtlich vollstÃ¤ndig Ã¼berprÃ¼fbar; es besteht kein
Beurteilungsspielraum des RehabilitationstrÃ¤gers, d.h. im vorliegenden Fall auf
Seiten der Beklagten (BeckOK SozR/B. Schmidt, 67. Ed. 1.12.2022, SGB III Â§ 93 Rn.
7; vgl. ferner LSG Saarland (6. Senat), Urteil vom 06.02.2015 â�� L 6 AL 8/13 â��
BeckRS 2015, 130584). Die Nichterweislichkeit der TragfÃ¤higkeit der
ExistenzgrÃ¼ndung geht im Ergebnis zu Lasten des arbeitslosen Versicherten. 

Â 

Erst mit der nÃ¤heren Beschreibung des konkreten ExistenzgrÃ¼ndungsvorhabens
nach MaÃ�gabe eines entsprechenden das unternehmerische Konzept
konkretisierenden und erlÃ¤uternden Businessplans wird dem
RehabilitationstrÃ¤ger ein prÃ¼ffÃ¤higer Antrag unterbreitet. Die Vorlage dieses
Plans als ein maÃ�gebliches Element des dem Versicherten obliegenden
Nachweises der TragfÃ¤higkeit der beabsichtigten ExistenzgrÃ¼ndung (neben der
des Weiteren erforderlichen Stellungnahme der fachkundigen Stelle) ist zeitnah zur
Antragstellung und vor der Aufnahme der hauptberuflichen, selbstÃ¤ndigen
TÃ¤tigkeit durch die Antragsteller zu erbringen (Landessozialgericht Berlin-
Brandenburg, Urteil vom 5. November 2020 â�� L 14 AL 151/18 â��, Rn. 32, juris).
Im vorliegenden Fall hat der KlÃ¤ger, wie er auch in der mÃ¼ndlichen Verhandlung
bestÃ¤tigt hat, die maÃ�gebliche selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit jedoch bereits im MÃ¤rz
2015 und damit rund zehn Monate vor der Vorlage eines Businessplans
aufgenommen. Strukturelle VerÃ¤nderungen hinsichtlich dieser TÃ¤tigkeit zum
Jahreswechsel 2015/16 sind nicht ersichtlich. 

Â 

Schon unter diesem Gesichtspunkt kann der KlÃ¤ger keinen
ExistenzgrÃ¼ndungszuschuss in Anspruch nehmen. Bis Januar 2016 lag der
Beklagten noch Ã¼berhaupt kein vollstÃ¤ndiger prÃ¼ffÃ¤higer Antrag vor. 

Â 

Auch inhaltlich war der schlieÃ�lich verspÃ¤tet vorgelegte Businessplan vom
11.Â Januar 2016 (vgl. Bl. 12 ff. der vom KlÃ¤ger in Bezug genommenen
Gerichtsakte S 14 R 4012/16 ER) nicht ansatzweise geeignet, den dem KlÃ¤ger nach
Â§ 93 Abs. 2 Nr. 2 SGB III obliegenden Nachweis der TragfÃ¤higkeit der
ExistenzgrÃ¼ndung zu fÃ¼hren. Ein solcher Nachweis kann schon im
Ausgangspunkt nur dann als gefÃ¼hrt angesehen werden, wenn sich der
Versicherte bei der Planerstellung ernsthaft und redlich um eine realistische
Erfassung und Bewertung der Erfolgsaussichten der in Aussicht genommenen
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ExistenzgrÃ¼ndung bemÃ¼ht. 

Â 

Der gesetzlich in Â§ 93 Abs. 2 Nr. 2 SGB III geforderte dem GrÃ¼nder obliegende
â��Nachweisâ�� der TragfÃ¤higkeit des ExistenzgrÃ¼ndungsvorhabens erfordert
eine inhaltlich nachvollziehbare AnknÃ¼pfung der prognostischen wirtschaftlichen
EinschÃ¤tzungen an nÃ¤her aufzuzeigende Beobachtungen des realen
Marktgeschehens. Nur so kann entsprechend dem Willen des Gesetzgebers eine
â��hinreichend sichereâ�� Prognose zur wirtschaftlichen TragfÃ¤higkeit des
Unternehmens (vgl. BT-Drs. 16/10810, S. 47 zur Parallelvorschrift des Â§ 16c SGB II)
erstellt werden (vgl. auch BT-Drs. 16/1696, S. 31 zu dem von Seiten des
Gesetzgebers erwarteten Ausbau des Instrumentariums zur Beurteilung der
TragfÃ¤higkeit von ExistenzgrÃ¼ndungen auf Seiten der betroffenen
SozialleistungstrÃ¤ger).

Â 

Mit diesem Nachweiserfordernis will der Gesetzgeber verhindern, dass
GrÃ¼ndungszuschÃ¼sse gewissermaÃ�en ins Blaue hinein auf der Grundlage
letztlich nur spekulativer Annahmen zu einem eventuellen Erfolg des
GrÃ¼ndungsvorhabens vergeben werden. Die Begrenzung der FÃ¶rderung auf
Vorhaben, bezÃ¼glich derer eine TragfÃ¤higkeit nachweisbar, also prognostisch
hinreichend verlÃ¤sslich, zu erwarten ist, soll zum einen den Geboten der
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit Rechnung tragen und zugleich auch die
erheblichen wirtschaftlichen Risiken fÃ¼r die betroffenen GrÃ¼nder auf ein
vernÃ¼nftiges MaÃ� eingrenzen. 

Â 

Ein zum Nachweis vorgelegter Businessplan soll dementsprechend kein reines
Wunschdenken zum Ausdruck bringen. Es ist in solchen PlÃ¤nen vielmehr deutlich
zu machen, dass der GrÃ¼nder sich sorgfÃ¤ltig mit den realen VerhÃ¤ltnissen in
dem betroffenen Segment des Wirtschaftslebens befasst hat und dass auf dieser
Basis die in dem Plan ausgewiesenen EinschÃ¤tzungen zum Erfolg des
GrÃ¼ndungsvorhabens von der Zielvorstellung realitÃ¤tsnaher EinschÃ¤tzungen
geprÃ¤gt sind. 

Â 

Den erlÃ¤uterten Anforderungen vermag der im vorliegenden Verfahren vom
KlÃ¤ger vorlegte Businessplan in keiner Weise zu genÃ¼gen. Der Plan zeichnet sich
bereits durch durchgreifende inhaltliche WidersprÃ¼che aus. So wird unter Ziffer 7.
des Plans festgehalten, dass die â��Anschaffungâ�� eines â��Firmenfahrzeugsâ��
mit Kosten von 15.000 â�¬ â��dringendâ�� erforderlich sei; in der
RentabilitÃ¤tsvorschau werden aber keine entsprechenden Mittel fÃ¼r die
Finanzierung dieses Investitionsvorhabens ausgewiesen. 
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Â 

Soweit des Weiteren ausweislich des Plans (vgl. dort wiederum unter Ziffer 7.) fÃ¼r
notwendig erachtete â��Baumaschinen, AnhÃ¤nger und Elektrowerkzeugeâ��
â��im Bedarfsfall angemietetâ�� werden sollen, ist ebenfalls nicht erkennbar, dass
damit verbundene Ausgaben in der RentabilitÃ¤tsvorschau sachgerecht erfasst
worden sind.

Â 

Der Hinweis auf eine â��Finanzierung dieser Investitionen Ã¼ber vorhandene
Sachmittel und zum geringeren Teil aus Eigenkapitalâ�� ist schon sprachlich nicht
genau fassbar, ein verfÃ¼gbares Eigenkapital wird in dem Businessplan nicht
konkret ausgewiesen. 

Â 

Ã�berhaupt nicht nachvollziehbar sind Ã¼berdies die in dem Businessplan
ausgewiesenen AnsÃ¤tze fÃ¼r die insbesondere in den ersten Jahren (und damit
namentlich in den Jahren 2016 und 2017) zu erwartenden Einnahmen (in HÃ¶he von
30.000 â�¬ im ersten Jahr, also im Jahr 2016, und 37.500 â�¬ im Folgejahr). Es ist
nicht einmal ansatzweise eine Grundlage dafÃ¼r erkennbar, aufgrund derer der
KlÃ¤ger Einnahmen in der im Plan angefÃ¼hrten HÃ¶he als realistische SchÃ¤tzung
ansehen konnte. DafÃ¼r vermochte der KlÃ¤ger auch auf entsprechendes Befragen
in der mÃ¼ndlichen Verhandlung nichts nachvollziehbar aufzuzeigen. 

Â 

Die in dem das Datum vom 11. Januar 2016 ausweisenden Businessplan
dargelegten Einnahmenprognosen mussten sich vielmehr seinerzeit auch dem
KlÃ¤ger als augenscheinlich realitÃ¤tsfern darstellen. Dieser konnte damals nach
eigenen Angaben bereits auf eine rund zehnmonatige Erfahrung mit der
selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit zurÃ¼ckblicken. Schon die eigenen Erfahrungen aus
diesen ersten zehn Monaten der selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit brachten sehr deutlich
zum Ausdruck, dass nur mit deutlich geringeren Einnahmen als den im Businessplan
ausgewiesenen gerechnet werden konnte. 

Â 

Ausweislich der vorgelegten Gewinnermittlung (Bl. 203 GA) im Jahr 2015 erzielte
der KlÃ¤ger Betriebseinnahmen als umsatzsteuerpflichtiger Kleinunternehmer im
gesamten Zeitraum von der Aufnahme der TÃ¤tigkeit im MÃ¤rz 2015 bis zum
Jahresende 2015 lediglich in HÃ¶he von 2.987Â â�¬. Diesen Einnahmen standen
seinerzeit Betriebsausgaben in HÃ¶he von 8.875 â�¬ gegenÃ¼ber. Nachdem er in
den ersten zehn Monaten seiner selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit nur insgesamt
Einnahmen in der GrÃ¶Ã�enordnung von 3.000 â�¬ erzielt hatte (denen weitaus
hÃ¶here Betriebsausgaben gegenÃ¼bergestanden haben), bestand Ã¼berhaupt
keine nachvollziehbare Grundlage fÃ¼r die im Businessplan festgehaltene
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EinschÃ¤tzung, dass ab Januar 2016 mit monatlichen Einnahmen von 3.000 â�¬ zu
rechnen gewesen sein kÃ¶nnte. Bei dieser Ausgangslage muss der Senat auf
weitere Unstimmigkeiten in den Unterlagen des KlÃ¤gers nicht nÃ¤her eingehen.
Nur ergÃ¤nzend sei angemerkt, dass sich die vom KlÃ¤ger vorgelegte Rechnung Nr.
25/2015 vom 23. September 2015 (Bl. 243 GA) auf einen Rechnungsbetrag von
4.193 â�¬ belÃ¤uft, wohingegen ausweislich der schon angesprochenen vom
KlÃ¤ger ebenfalls vorgelegten Gewinnermittlung sich die gesamte Summe der
Betriebseinnahmen in den betroffenen neun Monaten des Jahres 2015 lediglich auf
2.987 â�¬ belaufen haben sollen. Inhaltlich zu erlÃ¤utern vermochte der KlÃ¤ger
diese Ungereimtheiten auch auf Befragen im Rahmen der mÃ¼ndlichen
Verhandlung nicht. Gleiches gilt fÃ¼r die AusfÃ¼hrungen im Businessplan, wonach
der KlÃ¤ger â��keine GeschÃ¤ftspartner o.Ã�.â�� haben wollte, aber gleichwohl
seinen Vater bereits im Jahr 2015 ausweislich seiner ErlÃ¤uterungen in der
mÃ¼ndlichen Verhandlung bei der Auftragserledigung mit eingesetzt hat. 

Â 

Auch der tatsÃ¤chliche Ablauf verdeutlicht rÃ¼ckblickend im Ergebnis die schon
anfÃ¤nglich fehlende TragfÃ¤higkeit der ExistenzgrÃ¼ndung bezogen auf die
insoweit maÃ�geblichen ersten nachfolgenden Jahre. Vorhaben, die allenfalls nach
einer mehrjÃ¤hrigen Anlaufphase die wirtschaftliche Existenz des GrÃ¼nders
sichern kÃ¶nnen, vermÃ¶gen regelmÃ¤Ã�ig und auch im vorliegenden
Zusammenhang schon mangels hinreichend verlÃ¤sslicher Erkenntnisgrundlage
nicht den nach Â§ 93 Abs. 2 Nr. 2 SGB III erforderlichen Nachweis ihrer
TragfÃ¤higkeit zu erbringen. Dementsprechend muss der Senat nicht nÃ¤her auf
den nicht substantiierten und noch weniger nachvollziehbar belegten Vortrag des
KlÃ¤gers in der mÃ¼ndlichen Verhandlung eingehen, wonach die 2015
vorgenommene ExistenzgrÃ¼ndung nunmehr nach knapp acht Jahren sich als
wirtschaftlich erfolgreich darstellen soll. 

Â 

Nur ergÃ¤nzend sei in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, dass der
(anwaltlich vertretene) KlÃ¤ger selbst noch im Schriftsatz vom 30. Januar 2023 mit
durchaus deutlichen Worten den jedenfalls in den ersten Jahren zu konstatierenden
wirtschaftlichen Misserfolg seiner ExistenzgrÃ¼ndung beschrieben hat. Er habe
â��kein Land mehr gesehenâ��. Die Schufaeintragungen seien â��ins Negative
explodiertâ��. HÃ¤tte er eventuell â��fest zugesagte FÃ¶rdermittelâ�� (wobei sich
entsprechende Zusagen nicht objektivieren lassen) erhalten, â��wÃ¤re das Ganze
nicht schiefgegangenâ��. 

Â 

Bezeichnenderweise verdeutlicht auch der Einkommensteuerbescheide fÃ¼r 2016,
dass der KlÃ¤ger seinerzeit nur Verluste erzielt hat. Er hat Ã¼berdies auch bereits
bei einer Beratung im September 2015 (Bl. 26 VV) auf Schwierigkeiten der
Auftragsakquise hingewiesen. Er rÃ¤umt zudem selbst ein, dass fÃ¼r den
Lebensunterhalt im erstinstanzlich zugesprochenen FÃ¶rderungszeitraum vom
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27.Â Oktober 2015 bis 24. August 2016 seine Ehefrau gesorgt habe. Es habe
â��viele Monateâ�� gegeben, in denen er seine Unkosten nicht zahlen konnte und
ein Gerichtsvollzieher die KrankenkassenbeitrÃ¤ge eintreiben musste (Schreiben
vom 30. Januar 2023, Seite 8 = Bl. 178 GA II). 

Â 

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§Â 193 SGG.

Â 

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen (Â§Â 160 Abs.Â 2 SGG), sind nicht gegeben.

Â 

Erstellt am: 26.05.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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